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Die Information des Tages 

Die-Sozialausejhüsse der CDU von Bremen und der zum Land Bremen 
gehörigen Städte haben, sich zu einem IJand@saugselj.us9 Bremen zu- ' 
sammengeschlossen? als dessen Arbeitsgrund lags die bO^Xelr^liti-' 
sehen Leitsätze der CDU anerkannt wurdeno Die Delegierten'be iah- 
ten _die Idee der £ihbeitsgewerkschaft; sie sprachen sich für e^n* 
soziale Marktwirtschaft aus und begrüssien das Sozialversjehe - 
rungs-Anpassungsgesetz als Beginn einer Reform der gesamten 
Sozialversicherung0 

Wirtsohafi sp oli tik 

Die englische Militärregierung hat dem vom BF&ederaädänischen 
Landtag Anfang Dezember verabschiedeten Gewerbezulassu.n.<2;ss;esetz, 

^ »nach« 
gega" 

das fur das Handwerk die .Forderung des groseen Befahlgunge 
weises enthält, ihre Zustimmung gegeben.; 

F Ilich*Vli'n^.ve"s"cn 

Dem Deutschen Neubürgeratenst, Sitz ^iesbaden3 wurde naoh einer 
Mitteilung des hessischen Ii'andesamies für Flüchtlinge die weitere 
Tätigkeit untersagt., da er seinen Bereich überschritten habe und 
entgegen den festgesetzten Frenzen auch in Württemberg-Baden 
tätig war0 

Kommunalpo3itik 

Auf der 28*Arbeitstagung des hessischen Stä^tcta^ss wandte sich 
Stadtkämmerer R o o 8  (CDU) Qegen  die Absicht des P" .,.:n-!-/^--n . 
sters, trotz der ablehnenden Haltung des Landtages die^Zuweisun^r 
für den Finanzausgleich zu kürzen© Bx kritisierte, dass von 
49--Coo Staatsbediensteten bisher nur ;ioco abgebaut worden sind 
während die Geaieinden sich in dieser Dichtung auf das ausserste 
angestrengt Mt ten 9 

Personelles 

Die CDU-Fraktion des neuen Berliner Sijadtpar lament es wählte mriei 
Prcfo Kurt Landsberg zu iJ rem Vorsitzenden, Selr: Lte i.l.-,,.:T; 
wurde der Vorsitzende des Berliner Landesverbandes der Öl 
Dr^ Walther Schreiber., 
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Das Ende einer Verleumdung o 

Die  öffentliche Be schuld iguhg,   die der Munchener Rechteanwalt  ftaab,  unter- 
stlttzt  von   o in ein. Teil  der Presse,   gegen' den bayerischen tTustlzminister 
Dr.   Josef Müller  erhoben hatte,   indem er  ihn  der  "r&uborisehen Erpressung*1 

in der Leo' Haia-Affaire bezichtigte,   ist  schnell widerleget worden«  Die 
Münchener  Staatsanwaltschaft hat das Ermittlungsverfahren eingestellt, 
das Dr.Müller gegen  sieh selbst  beantragt  hatte,   und  betontj   waö   schon vor 
etwa zwei  -Jahren wiederholt   in  der  gleichen Angelegenheit  festgestellt 
worden war^   daß  Dr.Müller   sich der  ihm von   seinen Gegenspielern bezw«   von 
deren Handlangern  vorgeworfenen  "räuberischen Erpressung11  nicht   schuldig 

. gemacht  hat • 

Der Zweck,  der mit jener vor einigen Wochen begonnenen neuen Diffamierung?.»- 
kampagne  gegen Dr.Müller verfolgt  wurde,   ist  nicht  granz  durchsichtig«  Man 
darf  aber wohl   annehmen,   daß der Rechtsanwalt  Saab   sehen 193-6  das  öfient- 

^J.che  Leben  in Bayern  aufmerksam beobachtet  hat  und   also recht  wohl wußte, 
Wr •    froawür-ie;  d:;s  [Tnterfangen  war,   fteschuldtgungen  aufzutischen,   di'1 

längst von der Besatznjagsmacht und von  der  zuständigen höchsten Entnazü-- 
fizierungsinstanz  geprüft  und  verworfen worden waren. 

Die Vermutung>   daß  - wie  verschiedentlich verlautet   - der  eigentM.ehe 
Zweck der Kampagne  die  Besentigung des Justizministers war,   dessen  Beamte 
zur Zeit mit mehreren Korruptionsfallen bei aßt   sind,   igt   'bar ei  nicht  von 
der Hand  zu weisen.  Nach den bisherigen Erfahrungen  ersch>int  &s  nicht 
ausgeschlossen,   daß von  gewieser  Seite  die   ^leicEen haltlosen Anschuldi'-' 
gungen wieder  einmal  vorgebracht werden,  wei\n  der damit   offenbar  verbun- 
dene  Zweck.es  opportun  erscheinen  läßt  und   ...   wenn  man  nieder  jemand 
findet,   der bereit   ist,   sich noch einmal  so  zu exponieren wie  dfesmal 
Rechtsanwalt  G-aab   UTK"

1
   sein. Kollege  Grit sehne der,   der  Her lusgeb'er  1er 

"Münchener  Allgemein c.n" e 

Des Verhalten Dr.   Josef Müllers^   der  daraufhin  die  Aufhobung  seiner lmmm~ 
nität   im  Landtag beantragte,   seine  Beurlaubung  als Justizminister  erbet 
und  eine   gerichtliche Untersuchung  ?ögen   sich veranlaßte,   beweist   zur  (Je- 

^Hige,   daß   er   sich  zur Erforschung  der Wahrheit   mehr verpflichtet "fühlte, 
Wls   sei--':    :;itatorl sehen  Grc/Piner  voreilig behauptet   batten«   Es   ist   aller- 
dings  auf die  Dauer nicht  tragbar,   daß  die   in  wer  Verantwortung  stehenden 
Männer  durch verantwortungslose  Agitation laufend  in  der  "rfullung  ihrer 
schweren Aufgaben  gestört  werden« 

Wann  korm?rfc  die  Bundesregierung? 

sidenten zu den Beratungen der dritten  Lesung hofft  aian>   die Arbeiten so 
vorantreiben  zu können,   daß  das  Grundgesetz vermutlich noch im Laufe  die- 
ses Monats verabschiedet  und   Anfang Februar durch die  Ministerpräsidenten 

lungn 
se"bz  entweder  durch  die   Landtage   oder  durch eine  Folks ab stimrirung*   Fttr 
diese  verschiedenen Manipulationen werter  voraussichtlich etwa 10-12 ^och 
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